
Die Bundesregierung spricht sich in ihrem Koali-
tionsvertrag dafür aus, im Bereich des internatio-
nalen Schuldenmanagements mehr Fortschritt zu 
wagen und die Schaffung eines Staateninsolvenz-
verfahrens zu unterstützen. erlassjahr.de und Mi-
sereor zeigen auf, welche kurzfristig realisierba-
ren Reformen es für ein faires Verfahren brauchen 
würde.

Am 5. Januar 2023 wurde bekannt, dass das west-
afrikanische Wirtschaftsschwergewicht Ghana als 
viertes Land im Rahmen des G20 Common Frame-
work Umschuldungsverhandlungen beantragen 
wird.1 Vorausgegangen war ein mehrmonatiger 
Verzögerungsprozess, da die Schuldenrestruk-
turierungen unter dem Common Framework bei 
den ersten drei Antragstellern Sambia, Tschad 
und Äthiopien bisher weder schnell noch nachhal-
tig umgesetzt wurden und sich auch bei Ländern 
außerhalb des Common Framework, wie etwa Sri 
Lanka, zeitnahe und koordinierte Schuldenerlasse 
schwierig gestalten. Ghana fordert Medienberich-
ten zufolge daher Garantien dafür, dass der Um-
schuldungsprozess beschleunigt und für das Land 
vorhersehbarer gestaltet werden soll. 

Ein Jahr zuvor, im Februar 2022, verpflichteten 
sich die Finanzminister*innen und Zentralbank-
präsident*innen der G20 auf ihrem Treffen, ihre 
„Anstrengungen zu verstärken, um das Common 
Framework rechtzeitig, ordnungsgemäß und ko-

ordiniert umzusetzen“, um „den Schuldnerländern 
mehr Sicherheit zu geben“2. Auch Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner unterstrich, dass sein Mi-
nisterium die bessere und schnellere Umsetzung 
von Schuldenrestrukturierungen unterstütze und 
für weitere Verbesserungen eintrete.3

Die Bundesregierung spricht sich in ihrem Koaliti-
onsvertrag 2021-2025 dafür aus, mehr Fortschritt 
zu wagen, auch im Bereich des internationalen 
Schuldenmanagements. Auf Seite 121 vereinbarten 
die Parteien der Ampelkoalition die Unterstützung 
eines "kodifizierte[n] internationale[n] Staatenin-
solvenzverfahren[s], das alle Gläubiger miteinbe-
zieht und Schuldenerleichterungen für besonders 
gefährdete Ländergruppen umsetzt“4. Bis Ende 
2022 gab es jedoch weder auf nationaler noch auf 
internationaler Ebene eine erkennbare politische 
Initiative zur Schaffung eines solchen Verfahrens. 

Die bisherigen politischen Diskussionen innerhalb 
(und außerhalb) Deutschlands waren vielmehr da-
rauf bedacht, dass man das Common Framework 
durch eventuelle alternative Vorschläge nicht 
„schwächen“ dürfe. Damit nahmen Deutschland 
und andere Gläubigerstaaten den faktischen Still-
stand in der Umsetzung des Common Framework 
hin – ungeachtet des im Koalitionsvertrag for-
mulierten Handlungsauftrags. Auf Vorschläge für 
neue Elemente der Schuldenarchitektur zum Bei-
spiel von Schuldnerländern5 wurde nicht reagiert. 
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Schritt 1: Durchsetzung der Gleichbehandlung 
aller Gläubiger

Bisheriger Ablauf im Common Framework
Im Common Framework wird – genau wie im Pariser 
Club – nur über öffentliche bilaterale, nicht aber 
über private Forderungen verhandelt. Wie bereits 
bei Umschuldungen durch den Pariser Club wird 
das Schuldnerland auch unter dem Common Fra-
mework von seinen öffentlichen Gläubigern dazu 
verpflichtet, mit seinen privaten Gläubigern – und 
auch mit den nicht im Pariser Club bzw. Common 
Framework beteiligten bilateralen öffentlichen 
Gläubigern – Zugeständnisse im gleichen Umfang 
auszuhandeln, wie sie vom Pariser Club bezie-
hungsweise den G20-Staaten eingeräumt wurden: 
die sogenannte Comparability of Treatment-Klau-
sel. Dieses Prinzip der Gleichbehandlung soll si-
cherstellen, dass die Forderungen der Mitglieder 
der G20 und des Pariser Clubs nicht nachrangig zu 
den Forderungen von Nichtmitgliedern (Regierun-
gen von Drittstaaten oder privaten Gläubigern) be-
handelt werden. 

Doch das Common Framework bietet Schuldner-
ländern keinerlei rechtliche oder andere Mittel, 
um eine solche Gleichbehandlung der Gläubiger 
im Konfliktfall verbindlich und effektiv durch-
zusetzen. Vielmehr liegt bei der Klausel, analog 
zum Pariser Club, die Last der Durchsetzung allein 
beim Schuldner, während öffentliche Gläubiger 
durch „moralische Überzeugungsarbeit“ Anreize 
für die Beteiligung zu setzen versuchen. Die Er-
fahrung vergangener Schuldenkrisen zeigt, dass 
eine effektive Einbeziehung privater Gläubiger in 
der Praxis häufig nicht funktioniert hat.8 Trotzdem 
wurde in den Diskussionen über die Reform des 
Common Framework bislang keine Antwort auf die 
Frage gefunden, was passiert, wenn der Schuldner 
Gleichbehandlung zwar ersucht, diese aber nicht 
erreicht wird. Dies kann zu einer Verzögerung in 
Umschuldungsprozessen, zur Ungleichbehandlung 
zwischen Gläubigern und letztlich zur Zustimmung 
des Schuldners zu nicht ausreichenden Schulden- 
erlassen führen.

Auch bei Verzögerungen in Umschuldungsprozes-
sen liegt der Fokus auf der Sanktionierung des 
Schuldners, etwa durch die Nicht-Gewährung von 
Erlassen oder das Zurückhalten von Überbrü-

Inzwischen scheint sich diese Haltung zu ändern. 
Ausdruck dafür ist die Schaffung eines neuen Aus-
tauschformats, angeregt durch den IWF, des sog. 
Sovereign Debt Roundtable. Dieses Format soll 
auch Akteure einschließen, die nicht Teil der G20 
sind, und hat zum Ziel, Widerstände gegen die Not-
wendigkeit von Schuldenerlassen zu überwinden.6

Auch wenn es also aktuell keinen Konsens in der 
internationalen Gemeinschaft für ein internatio-
nales Staateninsolvenzverfahren gibt, sollte die 
Schaffung eines solchen grundsätzlich das Ziel der 
eigenen Politik bleiben. Entsprechend sollte die 
Bundesregierung günstige Gelegenheiten nutzen, 
um den Boden für ein kodifiziertes Staateninsol-
venzverfahren zu bereiten. Neben dem Sovereign 
Debt Roundtable sollte dies auch die in den Ver-
einten Nationen diskutierte vierte internationale 
Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung im Rah-
men der UN-Generalversammlung 2025 sein. Dies 
ist der Ort, um inklusive Debatten über ein kodi-
fiziertes Staateninsolvenzverfahren zu führen und 
die Bundesregierung sollte genau auf diese Debat-
ten hinwirken. 

Für die Zwischenzeit schlagen erlassjahr.de und 
Misereor zur raschen Umsetzung der Ankündigun-
gen der Regierungsparteien im Folgenden einen 
Fahrplan bestehend aus sechs politischen Reform-
schritten vor. Diese setzen sich aus kurzfristig re-
alisierbaren politischen Reformen zusammen, die 
Schuldenrestrukturierungen im Sinne von grund- 
legenden Prinzipien eines Staateninsolvenzver-
fahrens7 innerhalb und außerhalb des Common 
Framework effektiver und fairer gestalten. Dadurch 
kann einem kodifizierten Staateninsolvenzverfah-
ren nähergekommen werden. Als Startpunkt sollte 
die Bundesregierung eine unabhängige und öffent-
lich zugängliche Evaluierung der ersten Schulden- 
restrukturierungen im Rahmen des Common Frame- 
work beauftragen. 

Die Schaffung eines Staaten- 
insolvenzverfahrens sollte Ziel 
der deutschen Politik bleiben. 



ckungskrediten durch den Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF). Anreize dafür, dass die Gläubiger 
den Umschuldungsprozess vorantreiben, fehlen 
hingegen weitestgehend. Ob die Einbeziehung un-
kooperativer Gläubiger ohne jegliche Sanktions-
mechanismen verbessert werden kann, ist zumin-
dest fraglich. 

Nun gibt es seitens des IWF und der Weltbank be-
reits Überlegungen, um die Problematik der Un-
gleichbehandlung zu überwinden. So sollen die 
G20-Staaten klären, mit welchen Parametern und 
Verfahren erreicht werden kann, dass Schuldner-
länder mehr Klarheit bei der Aushandlung von 
Zugeständnissen anderer Gläubiger haben. Außer-
dem sollen private Gläubiger früher in Umschul-
dungsverhandlungen eingebunden werden und 
nicht erst dann, wenn bereits die Entscheidung 
über den Umfang der Schuldenerleichterungen 
seitens öffentlicher Gläubiger feststeht. Damit 
würden private Gläubiger ein Mitspracherecht 
über die Erleichterungen bekommen, die sie ge-
mäß der Gleichbehandlungsklausel dem Schuldner 
gewähren sollen. 

Diese Schritte allein reichen aus Sicht von erlass-
jahr.de und Misereor aber nicht, um eine Gleichbe-
handlung zwischen den verschiedenen Gläubigern 
zu gewährleisten. Denn es fehlt privaten Gläubi-
gern nicht (nur) an Klarheit darüber, was denn eine 
vergleichbare Behandlung eigentlich bedeutet. 
Ihre Bereitschaft für eine Beteiligung hängt viel-
mehr entscheidend davon ab, ob sie im Falle einer 
Nichtbeteiligung auf Forderungen ganz oder teil-
weise verzichten müssten. Können Gläubiger damit 
rechnen, dass sie gegebenenfalls bei einer Nicht-
beteiligung voll ausbezahlt würden – etwa weil sie 
den Klageweg beschreiten, auf einen Bailout durch 
öffentliche Mittel bauen oder das Schuldnerland 
unter Druck setzen können –, besteht kein Anreiz 
zur Kooperation. 

Um die Umsetzung des Common Framework zu 
verbessern, braucht es aus Sicht des Bundesfi-
nanzministers insbesondere mehr Klarheit über 
die verschiedenen Schritte und einen Zeitplan zum 
Ablauf des Umschuldungsprozesses. Der Fokus 
der Bundesregierung liegt daher auf Reformen zur 
Überwindung eines solchen Informationsdefizits. 
Dazu zählen Vorschläge für mehr oder wenige enge 

Zeitvorgaben für die auf Gläubigerseite notwendi-
gen Verfahrensschritte. Weiterhin ungelöst bleibt 
hingegen die Frage, mit welchen Konsequenzen 
zu rechnen ist, wenn Fristen ohne Ergebnis ver-
streichen. Aus zivilgesellschaftlicher Sicht wäre es 
daher zielführender, bei Verzögerungen des Um-
schuldungsprozesses durch den Gläubiger klare 
(auch rechtliche) Konsequenzen festzulegen. Dro-
hende Sanktionen würden Verfahren besser be-
schleunigen als alleinig detailliert ausgearbeitete 
Zeitpläne und Verfahrensabläufe. 

Reformvorschlag zu Schritt 1

Die Bundesregierung sollte – im Verbund mit anderen Gläubigern – 
verschuldete Länder bei Schuldenrestrukturierungen und -erlassen 
dabei unterstützen, die Gleichbehandlung aller Gläubiger verbind-
lich durchzusetzen. 

Dazu zählt insbesondere:

• Schuldner zu ermutigen, eine Zahlungseinstellung anzudrohen 
– sofern sie im guten Glauben verhandelt haben –, um so den 
Druck auf unkooperative Gläubiger zu erhöhen;

• sowie die politische, finanzielle und rechtliche Unterstützung 
des Schuldners dabei. So kann sich die Bundesregierung dafür 
einsetzen, dass in Umschuldungsverhandlungen Schulden- 
erlasse gutwilliger Gläubiger und Brückenfinanzierungen durch 
Auszahlungen aus IWF-Programmen auch dann gewährt werden, 
wenn einzelne Gläubiger den Restrukturierungsvereinbarungen 
nicht zustimmen wollen oder der Schuldner Rückzahlungen  
gegenüber unkooperativen Gläubigern einstellt. Dabei sollte 
vorab öffentlich klargestellt werden, dass der Schuldner in 
gutem Glauben verhandelt hat und der Grund für den Zahlungs-
ausfall vielmehr darin liegt, dass der Gläubiger eine Umschul-
dung verweigert. Dies gilt insbesondere dann, wenn Deutsch-
land selbst Forderungen hält und damit dem Gläubigerkomitee 
angehört.

• gesetzgeberisch tätig zu werden, damit unkooperative Gläubi-
ger multilateral vereinbarte Schuldenrestrukturierungen nicht 
auf dem Rechtsweg unterlaufen können;9

• sowie bestehende UN-Prinzipien für Schuldenrestrukturierun-
gen anzuerkennen. Im Falle einer Klage eines Holdout- 
Gläubigers gegen die Zahlungseinstellung eines Schuldner- 
landes könnten dann diese Prinzipien vor nationalen  
Gerichten herangezogen werden. 



Schritt 2: Keine De-facto-Ausnahme multila-
teraler Gläubiger 

Bisheriger Ablauf 
In mindestens 44 kritisch verschuldeten Ländern 
halten multilaterale Gläubiger mehr als 50 Prozent 
der Forderungen (siehe Artikel „Gläubiger weltweit“ 
ab S. 20). Unabhängig davon, ob es sich dabei um 
die Weltbank, die Europäische Investitionsbank 
oder kleinere „Multis“ wie die Organisation of Arab 
Petroleum Exporting Countries handelt, wird diese 
Gläubigergruppe bisher nicht in Schuldenrestruk-
turierungen einbezogen. Schon beim Vorgänger 
des Common Framework, dem Schuldenmorato-
rium Debt Service Suspension Initiative (DSSI) der 
G20, stand die Frage im Raum, ob multilaterale 
Entwicklungsbanken an der Initiative beteiligt wer-
den sollten, um die Ziele der Initiative zu erreichen. 

Bislang beharren vor allem die Pariser Club-Mit-
glieder – mit unterschiedlichen Argumenten10 – auf 
der Aufrechterhaltung eines bevorzugten Status 
dieser Gruppe, dem sogenannten preferred credi-
tor status11. Gleichzeitig verlangt vor allem der in 
der G20 bedeutendste Gläubiger China den Ein-
bezug multilateraler Gläubiger. Denn werden ihre 
Forderungen ausgenommen, bedeutet dies, dass 
die übrigen Gläubiger zu umso höheren Zugeständ-
nissen bereit sein müssen. 

Das Prinzip der Gleichbehandlung muss dabei nicht 
eine quantitativ gleiche Behandlung bedeuten. 
Verschiedene Gläubiger können Schuldtitel mit un-
terschiedlichen Eigenschaften halten, die mit un-
terschiedlichen Risiken (und Renditen) verbunden 
sind. Es kann daher gerechtfertigt sein, verschie-
dene Forderungen im Hinblick auf die Höhe und 
Art der Erleichterungen unterschiedlich zu behan-
deln.12 

Grundsätzlich sollten Interim-Finanzierungen bei 
Schuldenrestrukturierungen nach einem definier-
ten cut-off-date (zum Beispiel bei Beginn von Um-
schuldungsverhandlungen) ausgenommen bleiben 
– eine Funktion, die oft (aber nicht nur) multilate-
rale Finanziers übernehmen. Anstatt also multila-
terale Gläubiger stets grundsätzlich auszunehmen, 
sollte ihr Einbezug davon abhängig gemacht wer-
den, ob Erleichterungen zur Wiederherstellung der 
Schuldentragfähigkeit notwendig sind. 

Die Bundesregierung verweist bei der Frage nach 
Verbesserungen bei Schuldenrestrukturierungen 
grundsätzlich auf die fehlende Kooperationsbe-
reitschaft der chinesischen Regierung, die die G7 
handlungsunfähig mache. China wiederum fordert 
sowohl allgemein als auch im Hinblick auf konkrete 
Umschuldungen – wie zuletzt in Sambia – den Ein-
bezug multilateraler Entwicklungsbanken. 

Da die G7-Staaten als größte Anteilseigner einiger 
der zentralen Institutionen fungieren, liegt diese 
Entscheidung direkt in ihrem Einflussbereich. Sie 
könnten der chinesischen Regierung anbieten, der 
Forderung zu entsprechen, wenn China im Gegen-
zug bei zentralen Fragen mehr Kooperationsbe-
reitschaft zeigt, also zum Beispiel gewährleistet, 
dass keine seiner eigenen Forderungen und Insti-
tutionen ausgenommen werden. 

Reformvorschlag zu Schritt 2 

Die Bundesregierung sollte sich, zum Beispiel innerhalb der G7 
und des Pariser Clubs, dafür einsetzen, dass der uneingeschränkte 
und prinzipielle Ausschluss sämtlicher multilateraler Forderungen 
überwunden wird, die Forderungen multilateraler Gläubiger in 
Schuldenrestrukturierungen also einbezogen werden. 

Konkret kann sie:

• bei Schuldenrestrukturierungen von Ländern, bei denen sie 
selbst Gläubiger ist, auf den Einbezug der multilateralen 
Gläubiger hinwirken (zum Beispiel in den Fällen Sri Lanka und 
Ghana);

• unabhängig prüfen lassen, ob eine Situation vorliegt, in der 
Schuldentragfähigkeit in kritisch verschuldeten Ländern 
ohne den Einbezug von multilateralen Gläubigern nicht mehr 
herstellbar ist;

• innerhalb der Weltbank, die innerhalb der Gläubigergruppe 
der Multilateralen eine herausragende Stellung besitzt, einen 
Strukturprozess anstoßen, durch den die Weltbank nach dem 
Vorbild der Entstehung der HIPC-Initiative Mitte der 1990er 
Jahre eine gestaltende Rolle bei der Schaffung neuer Verfah-
ren einnimmt, die auch multilaterale Forderungen berücksich-
tigen;

• unabhängig prüfen lassen, wie haltbar die regelmäßig vorge-
brachten Argumente für den Ausnahmestatus der Multilatera-
len sind.



Für eine rasche, vorhersehbare 
und nachhaltige Entschuldung 
ist es zentral, klarzustellen, 
auf welcher Grundlage Ent-
scheidungen über den zu 
gewährenden Schuldenerlass 
getroffen werden.

Die im Rahmen einer Schuldentragfähigkeitsana-
lyse erstellten Berechnungen und die ihnen zu-
grunde liegenden Annahmen für den Schuldener-
lassbedarf sind nicht öffentlich – und damit weder 
zugänglich für weitere Stakeholder wie etwa priva-
te Gläubiger noch für die im Schuldnerland betrof-
fene Bevölkerung. Dadurch, dass ein Land bei der 
Verhandlung seiner Schulden im Common Frame- 
work und im Pariser Club zwingend ein IWF-Kre-
ditprogramm beantragen muss, besitzt der IWF 
de facto ein Monopol sowohl auf die Erstellung 
von Schuldentragfähigkeitsanalysen als auch auf 
die Formulierung der Anpassungsprogramme, die 
die Lastenteilung zwischen der Bevölkerung des 
Schuldnerlandes und den Gläubigern bestimmen. 

Wie der Artikel „Mehr Verantwortung wagen“ in 
diesem Schuldenreport (ab S. 30) aufzeigt, sind 
Schuldentragfähigkeitsanalysen des IWF jedoch 
häufig von zu optimistischen Annahmen geprägt, 
sodass der Schuldenerlassbedarf zu gering einge-
schätzt wird. Zudem ist der IWF nicht gefeit vor der 
politischen Einflussnahme insbesondere seiner 
zentralen Anteilseigner. 

Dieser Teufelskreis aus zu geringen Schuldener-
lassen und zu optimistischen Vorhersagen kann 
durch verschiedene Maßnahmen vermieden wer-
den, die sich an dem Prinzip der Unparteilichkeit 
orientieren, der zentralen Grundlage eines Staa-
teninsolvenzverfahrens. So können Informationen 
aus verschiedenen Quellen zugelassen werden und 
in die Analyse miteinfließen. Zudem kann über die 
Annahmen, die der Schuldentragfähigkeitsanalyse 
zugrunde liegen, frühzeitig Transparenz hergestellt 
werden. Dies kann auch der Vertrauensbildung mit 
Nicht-G20-Gläubigern wie privaten Gläubigern  
dienen.

Schritt 3: Ermöglichung unabhängiger, trans-
parenter und partizipativer Schuldentrag- 
fähigkeitsanalysen

Bisheriger Ablauf 
Nach den derzeitigen Bestimmungen des Common 
Framework ist das Schuldnerland verpflichtet, ein 
Kredit- und wirtschaftliches Anpassungsprogramm 
beim IWF zu beantragen, um unter dem Common 
Framework verhandeln zu dürfen. Notwendige 
Schuldenerleichterungen sollen sich sowohl an 
einer von IWF und Weltbank erstellten Schulden-
tragfähigkeitsanalyse bemessen als auch an den 
gemeinsamen Erwägungen der in G20 und Pariser 
Club beteiligten Gläubiger ausgerichtet werden.13

Die Berücksichtigung der Zumutbarkeit für den 
Gläubiger steht im Widerspruch zu dem Prinzip, 
Entlastungen danach zu gewähren, was gemäß ei-
ner unabhängigen Schuldentragfähigkeitsanalyse 
notwendig wäre, um das Schuldnerland wieder auf 
einen Pfad nachhaltiger wirtschaftlicher Erholung 
zu bringen. Regeln, die dem Gläubiger so viel Macht 
zur Durchsetzung der eigenen Interessen geben, 
stehen dem zentralen Ziel eines rechtsstaatlichen 
Insolvenzverfahrens, die Handlungsfähigkeit des 
Schuldners auch im Interesse der verbliebenen 
Gläubigeransprüche wiederherzustellen, entgegen.

Für eine rasche, vorhersehbare und nachhaltige 
Entschuldung ist es daher zentral, klarzustellen, 
auf welcher Grundlage Entscheidungen über den 
zu gewährenden Schuldenerlass getroffen werden. 
Statt die eingeräumten Erleichterungen von den 
Zugeständnissen der Mehrzahl der Gläubiger ab-
hängig zu machen, sollte der Umfang von Schulden- 
erleichterungen auf Basis des Ergebnisses einer 
von Gläubiger- und Schuldnerinteressen unabhän-
gigen Schuldentragfähigkeitsanalyse festgelegt 
werden. Sprich: Der Schuldenerlassbedarf, den die 
Schuldentragfähigkeitsanalyse identifiziert, sollte 
nicht weiter verhandelbar sein. Ein solches Prin-
zip galt bereits bei der Entschuldungsinitiative, 
die Anfang der 2000er Jahre für hoch verschuldete 
arme Länder (HIPC) geschaffen wurde, um sie darin 
zu unterstützen, dem Teufelskreis aus zu geringen 
und zu späten Schuldenerlassen endlich zu ent-
kommen.



Schritt 4: Ernennung einer unparteiischen 
Schiedsstelle

Bisheriger Ablauf 
Widerstreitende Gläubigerinteressen führen in 
Umschuldungsverhandlungen regelmäßig zu Kon-
flikten zwischen Gläubigern oder zwischen Gläubi-
gern und Schuldner, die zur Verzögerung oder zum 
Stillstand des Prozesses führen. Helfen könnte 
eine unabhängige Schiedsstelle. Eine solche ist im 
Common Framework – genau wie bei Schuldenre-
strukturierungen im Pariser Club oder in anderen 
Formaten – jedoch nicht vorgesehen.

Für das Bundesfinanzministerium liegt, wie oben 
schon beschrieben, die Reformpriorität auf der 
Definition fester Zeitabläufe im Common Frame-
work, um das Verfahren zu beschleunigen und 
Verzögerungen zu vermeiden. Gleichzeitig bleibt 
jedoch offen, was genau geschieht, wenn die Frist 
zur Bildung eines Gläubigerkomitees oder zur Ei-
nigung zwischen Schuldner und Gläubigern ver-
streicht. Die G20-Staaten könnten sich darauf ei-
nigen, dass bei fehlender Einigung zu einem von 
den G20-Staaten festgelegten Datum automatisch 
ein*e unabhängige*r Mediator*in eingeschaltet 
wird. Schon in der Vergangenheit hat in Pattsitu-

ationen eine unabhängige und von allen Seiten 
akzeptierte Mediation vereinzelt zur Auflösung von 
Blockaden und zur Sicherstellung nachhaltiger Er-
gebnisse geführt.14 Damit würde auch dem für ein 
Staateninsolvenzverfahren zentralen Prinzip der 
Unparteilichkeit Rechnung getragen. 

Reformvorschlag zu Schritt 3

Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen: 

• dass sich der Umfang von Schuldenerlassen allein auf den in einer Schuldentragfähigkeitsanalyse errechneten 
Schuldenerlassbedarf stützt;

• und dass die Schuldentragfähigkeitsanalyse mit realistischen Prognosen arbeitet. Um dies zu erreichen, sollten  
die Prognosen entweder von unabhängigen Expert*innen erarbeitet oder für eine unabhängige Überprüfung  
transparent zugänglich gemacht werden.

• dass die dem errechneten Erlassbedarf zugrundeliegenden Annahmen vor Beginn des Verfahrens veröffentlicht 
werden, um eine Überprüfung auch anderer betroffener Stakeholder zu ermöglichen;

• dass nicht nur Schuldentragfähigkeitsanalysen des IWF zugelassen werden, sondern dass auch konkurrierende 
Analysen in das Verfahren einbezogen werden. 

• dass verpflichtend die Auswirkungen von wirtschaftlichen Anpassungsprogrammen auf politische, soziale und  
ökonomische Grundrechte im Schuldnerland geprüft werden. Das Ergebnis dieser menschenrechtlichen Prüfung 
sollte in die Gestaltung von Anpassungsprogrammen einbezogen werden.

Ziel sind Schuldenerlasse, die eine nachhaltige wirtschaftliche und gesellschaftliche Erholung der Volkswirtschaft 
ermöglichen.

Reformvorschlag zu Schritt 4 

Die Bundesregierung sollte sich im Kreise internationaler  
Gläubiger dafür einsetzen, in Konflikten zwischen Schuldner und 
Gläubigern sowie zwischen Gläubigergruppen einen unabhängigen 
und unparteiisch vermittelnden Akteur einzusetzen, der für die 
Weiterführung der Verhandlungen und die Erzielung eines aus-
gewogenen Ergebnisses sorgt. Ein solcher vermittelnder Akteur 
könnte, wie auch von der Gruppe der Vulnerable20 vorgeschlagen, 
vom UN-Generalsekretär vorgeschlagen werden. Nach einer Erpro-
bungsphase mit ad-hoc-Schiedsverfahren könnte eine Sovereign 
Debt Workout-Institution geschaffen werden, wie die UN-Konferenz 
für Handel und Entwicklung (UNCTAD) sie vorgeschlagen hat.15 

Die Schaffung einer solchen Institution könnte auf den Vorarbeiten 
zum Common Framework aufbauen und Konflikte mit Nicht-Pariser- 
Club-Gläubigern wie China entschärfen, die aktuelle Prozesse als 
zu sehr von den Vorgaben westlicher Staaten getrieben sehen.



Ein automatisches Moratorium kann zudem ver-
hindern, dass sich einzelne Gläubiger vor anderen 
Anspruchsberechtigten Zugriff auf vorhandenes 
Kapital des Schuldners verschaffen. Dadurch er-
höht sich auch im Hinblick auf eine Umschuldung 
die Bereitschaft der Gläubiger, sich kooperativ an 
Umschuldungsverhandlungen zu beteiligen. Denn 
es ist davon auszugehen, dass die Schuldentragfä-
higkeit des Landes nach einer solchen Naturkatas-
trophe neu bewertet werden muss. 

Allerdings ist dafür wichtig, dass ein Moratorium 
alle Gläubiger eines Landes einschließt. Wird das 
Moratorium hingegen nur von einem Teil der Gläu-
biger gewährt, würde das die Verhandlungsbereit-
schaft der weiter ausbezahlten Gläubiger schwä-
chen, da ein Teilmoratorium es dem Schuldnerland 
ermöglicht, diese weiterhin zu bedienen. Entspre-
chend hat die Initiative Einschränkungen. Denn die 
Kreditvergabe der britischen Exportkreditagentur 
macht nur einen sehr geringen Anteil an der welt-
weiten Kreditvergabe aus. Darüber hinaus besteht 
das Problem, dass die Klimaresilienz-Klauseln auf 
Länder mit niedrigem Einkommen und kleine Insel-
staaten beschränkt ist. Sinnvoller wäre es, allen 
klimaverwundbaren Ländern im Fall einer Naturka-
tastrophe ein automatisches Schuldenmoratorium 
zu ermöglichen. 

Schritt 5: Automatisches Schuldenmoratori-
um für klimaverwundbare Staaten

Bisheriger Ablauf 
Ein Schuldenmoratorium, also die Einigung zwi-
schen Gläubiger und Schuldner auf eine zeitlich 
befristete Aussetzung des Schuldendienstes, kann 
insbesondere Staaten in akuten (Schulden-)Krisen 
Luft zum Atmen verschaffen. Das gilt sowohl für 
Staaten, die Umschuldungsverhandlungen ersu-
chen, als auch für Staaten, die plötzlich von exter-
nen Schocks wie etwa Klimakatastrophen getrof-
fen werden. Ein automatisches Moratorium kann 
zudem umfassende Umschuldungsverhandlungen 
erleichtern und beschleunigen. 

Bislang sehen jedoch weder das Common Frame-
work der G20 noch der Pariser Club ein automa-
tisches Schuldenmoratorium vor.16 Zwar heißt es 
vom Bundesfinanzministerium, dass das betroffe-
ne Land beim zuständigen Gläubigerkomitee ein 
temporäres Schuldenmoratorium für die Dauer 
der Verhandlungen im Common Framework bean-
tragen könne. Doch das Moratorium ist kein fes-
ter Bestandteil des Verfahrens. Vielmehr muss das 
Komitee den Antrag im Konsens annehmen. Viel 
effektiver wäre ein automatisches Moratorium, das 
ohne Verzögerungen und mit rechtlicher Absiche-
rung für alle Seiten eintreten würde. 

Das gilt auch für Staaten, die von externen Schocks 
getroffen werden. Zur Weltklimakonferenz COP27 
stellte die britische Exportkreditagentur UKEF im 
November 2022 die Einführung sogenannter „Cli-
mate Resilient Debt Clauses“ in ihren Kreditver-
trägen vor:17 Länder niedrigen Einkommens sowie 
kleine Inselstaaten können im Falle einer Natur-
katastrophe oder eines Klimaschocks mit diesen 
Klauseln für zwölf Monate die Aussetzung ihrer 
fälligen Schuldendienstzahlungen an die UKEF 
beantragen. Die Intention hinter den Klauseln ist 
zu begrüßen, denn sie können die Angst von kri-
tisch verschuldeten Ländern vor dem Stigma des 
schlechten Schuldners bei Zahlungseinstellung 
deutlich verringern. Zudem kann im Falle einer Na-
turkatastrophe ein Moratorium dabei unterstüt-
zen, unmittelbar nach dem Ereignis Mittel für die 
Nothilfe freizusetzen, und so zur Bewältigung von 
Schäden und Verlusten nach Naturkatastrophen 
beitragen. 

Reformvorschlag zu Schritt 5

Die Bundesregierung sollte sich an der britischen Initiative ein 
Beispiel nehmen und in ihrer Kreditvergabe die Möglichkeit der 
automatischen Aussetzung des Schuldendienstes im Falle von 
Naturkatastrophen ermöglichen – unabhängig vom Einkommens- 
niveau des Landes. 

Darüber hinaus sollte sich die Bundesregierung international für 
die Ermöglichung von (automatischen) Schuldenmoratorien einset-
zen, die alle Gläubiger einbeziehen. So könnte sie dafür eintreten, 
dass die G7-Staaten mit den wichtigsten Finanzplätzen Zahlungs-
einstellungen bei einer Naturkatastrophe politisch legitimieren. 
Auch könnte die Bundesregierung die Schaffung einer internatio-
nalen Institution ins Gespräch bringen, an die sich ein Schuldner-
land im Falle einer Naturkatastrophe wenden kann, um ein umfas-
sendes Moratorium zu organisieren.18 Gesetzgeberische Schritte, 
die die Gewährung eines vorübergehenden Vollstreckungsschutzes 
vorsehen, könnten bei der Durchsetzung eines automatischen Mo-
ratoriums unterstützen19 (siehe auch oben, Reformschritt 1).



Schritt 6: Schaffung eines zentralen und um-
fassenden Datenregisters

Bisheriger Ablauf 
Das Schuldnerland ist verpflichtet, dem Gläubi-
gerkomitee, das aus den öffentlichen bilateralen 
Gläubigern der G20 und des Pariser Clubs gebildet 
wird, alle notwendigen Informationen zu seinem 
Schuldenstand und Schuldendienst zu übermit-
teln. Eine Verpflichtung, diese Daten auch öffent-
lich zugänglich zu machen, gibt es jedoch nicht. 
Details zu Umschuldungsvereinbarungen im Rah-
men des Common Framework – so wie auch im Pa-
riser Club – werden ebenfalls nicht öffentlich zu-
gänglich gemacht. Pariser Club und G20 sind selbst 
also nicht zu Transparenz gegenüber der Öffent-
lichkeit bereit – verlangen aber gleichzeitig vom 
Gläubigerland China mehr Transparenz in seinem 
Gläubigerverhalten.

Dabei sollte Transparenz ein wichtiger Bestandteil 
von Umschuldungsverhandlungen sein: Ohne In-
formationen können zum Beispiel Bevölkerung und 
Parlament im Schuldnerland keine Rechenschaft 
von ihrer Regierung einfordern. Auch die Durch-
setzung des Gleichbehandlungsprinzips kann nicht 
von unabhängiger Seite und betroffenen Stakehol-
dern überprüft werden. Schuldnerländern entge-
hen außerdem wichtige Informationen zum Ablauf 
vergangener Umschuldungen, die für eigene Ver-
handlungen hilfreich sein können. 

Bundesfinanzminister Lindner verwies im Kontext 
der deutschen G7-Präsidentschaft 2022 auf seine 
Vorhaben zur Verbesserung von Schuldentranspa-
renz.20 In der 77. Sitzung der UN-Generalversamm-
lung wurde am 14. Dezember 2022 eine Resolution 
verabschiedet, die die Schaffung eines „zentralen 
Datenregisters“ empfiehlt, das auch Informatio-
nen zu Schuldenrestrukturierungen aufzeichnet. 
Schon 2015 hatte erlassjahr.de ein „Sovereign Debt 
Restructuring Liaison Office“ vorgeschlagen, das 
Schuldnerländer, die Verhandlungen aufnehmen 
müssen, durch gesammelte best practices unter-
stützen sollte.21 

erlassjahr.de fordert zudem bereits seit mehreren 
Jahren zusammen mit Partnern weltweit die Ein-
führung eines verbindlichen Schuldenregisters, 
durch das auch Gläubiger verpflichtet werden, ihre 

Forderungen offenzulegen.22 Eine ähnliche Forde-
rung, die die (Sanktionierung fehlender) Transpa-
renz von Gläubigern vorsieht, wurde kürzlich von 
Vertretern der chinesischen Regierung bei einer 
internationalen Konferenz erhoben.23 

Reformvorschlag zu Schritt 6

Die Bundesregierung sollte sich im Rahmen der G7 und der G20  
für die Schaffung eines internationalen Schuldenregisters bei  
einer unabhängigen Institution einsetzen und dafür finanzielle 
Unterstützung bereitstellen. 

Im Rahmen dieses Registers sollten auch finale Vereinbarungen 
über Schuldenrestrukturierungen der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht sowie Best-Practice-Beispiele zu Umschuldungen gesam-
melt werden. 

Bis zur Schaffung eines solchen internationalen Registers sollte  
die Bundesregierung ihre eigenen Umschuldungsabkommen  
veröffentlichen bzw. darauf hinwirken, dass Abkommen des  
Pariser Clubs öffentlich zugänglich gemacht werden.

Fazit
Mit der Formulierung dieser sechs Schritte zur 
Annäherung an ein Staateninsolvenzverfahren 
fordern erlassjahr.de und Misereor die Bundesre-
gierung auf, sich mit Nachdruck international da-
für einzusetzen, dass sich hochverschuldete Län-
der im Falle von Umschuldungsverhandlungen im 
Sinne der Prinzipien fairer und geordneter Schul-
denrestrukturierungen24 künftig auf ein faires und 
geordnetes Verfahren verlassen können. Die hier 
vorgestellten Reformvorschläge sind dabei kein 
Widerspruch zum Common Framework, sondern 
unterstützen vielmehr die Erreichung seiner Ziel-
setzung. 

Die vorgeschlagenen Reformschritte tragen zu-
dem zur Schaffung eines Level Playing Field zwi-
schen Gläubigern und Schuldnern bei und helfen 
so, Machtgefälle zu verringern und zu überwinden, 
die in der Vergangenheit oftmals gerechte und fai-
re Schuldenrestrukturierungen verhindert oder 
zumindest erschwert haben. Wir erwarten nun von 
der Bundesregierung zeitnah einen konkreten Ar-
beitsplan, um dem selbst formulierten Anspruch 
zur Schaffung eines Staateninsolvenzverfahrens 
gerecht zu werden.
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